
zurerwachsenenbildung und kulturarbeit 

3a Jahrgangs Hr. 3/4 Graz, Juli 1955 

D i e Fr.au i n d e r m o d e r n e n Gr e s e l i s c h 

• D i e M u t t e r u n d H a u s f r a u 

Ich sah ein lichtes Land, darin einen Mann von unversehrter Schön­
heit, und eine blendend weiße Wolke ging aus seiner Seite hervor, und 
die Wolke trug das ganze Menschengeschlecht "in ihrem Schöße.. 
(Hildegard von Bingen, Dichterin, Komponistin, erste deutsche Ärztin) 

Jeder Mann ist der Sohn einer Frau» (Russisch) • . 

füT Männer ist Wissen mehr als Tugendj für Frauen ist Tugend: dem 

Wissen entsagen. (Chinesisch) 

Eine Frau mußt Du am Samstag aussuchen, nicht am Sonntag. (Englisch)' 

Was die Frau erspart, ist ̂so gut, als was. der Mann erwirbt. (Deutsch) 
Ob die Weiber so viel Vernunft haben als die' Männer, mag ich nicht 
entscheiden, aber sie haben gewiß nicht so viel Ünvernunfto (J.G-.Seume) 

Eine gescheite Frau hat Millionen, geborener Feinde.: alle dummen 
Männer, (Marie von Ebner-Eschenbach) • '• •>• 

Es ist unglaublich, daß es Leute gibt, die blind genug sind, anzu­
nehmen, das Weib könne durch Wahlrecht. und Doktorgrad- auf '. die • G-eschich­
te wirken. Ihre wahre Mission ist, anspruchsvoll zu.sein und immer 
anspruchsvoller zu werden in Bezug auf die Vervollkommnung des Mannes» 

(Jose Ortega y Gasset) 

Der Mann, der behauptet, daß eine- Frau nur ins Haus gehört, der soll 
in den Stall und aufs Feld gehen» Denn im Anfang war es so» 

..- (Heinrich Hanseimann) 

Zehn Brahmanen überragt ein Lehrer an Würde,. Zehn Lehrer überragt 
ein Vater. Zehn Väter oder wohl auch die ganze Erde übertrifft an 
Würde eine einzige Mutter. Welcher Ehrwürdige kommt einer Mutter 
gleich? (Indisch) . - . • . . . 

G-ott. konnte nicht überall sein, darum schuf er die Mütter, .; 

(Franz Grillparzer) 

http://Fr.au


- 2 -

E i n l a d u n g 

zur zweiten familienpolitischen Tagung, die vom 2. bis 5. Juni 1955 
im Volksbildungsheim St» Martin bei Gras stattfindet i 

Die auf der graten familienpolitischen Tagung in St. Martin im 
Mai 1953 ausgesprochenen Forderungen, die durch.eine Veranstaltung im 
Heimatsaal und durch den Rundfunk zur Kenntnis einer breiten Öffent­
lichkeit gelangten, sind in den zwei Jahren auf Tagungen der Volksbil­
dungsreferenten in den Bundesländern, auf Kongressen der Familienver­
bände, in Arbeitsgemeinschaften und Klubsitzungen der Parteien, in 
Presse und Rundfunk eifrig' diskutiert worden. Unsere Wanderausstellung 
"Führt Österreichs Weg zum Volkstod?" hat 60 Orte der Steiermark er­
reicht und 50 Diskussionsabende veranstaltet. So wurde der bisher un­
fruchtbare Boden der öffentlichen Meinung für eine gerechte Lösung der 
Familienfrage vorbereitet, so daß wenigstens einigen unserer Forderun­
gen durch das Gesetz für den Familienlasten-Ausgleich im Prinzip Ge­
rechtigkeit widerfuhr, -: ..• 

Die Fami 1 ie_ und ihr Not_s_tand, der vor allem, die jungen Familien .und 
die Kinderreichen trifft, sind somit "Gegenstand der öffentlichen Sorge 
geworden. Das Herz der ̂ ffamilie 'gfoer ist'die ftrau, die Hausfrau und 
Mutter. Dieses Herz nun ist in Lebensgefahr.! Die Mutter wird zwar ein­
mal im Jahr großartig gefeiert, im Alltag aber ist von ihr kaum die 
Rede. Ihre rastlose Tätigkeit findet keine Anerkennung, Die Kinder­
reiche hat dazu noch den Spott und das Bedauern hinzunehmen. Obwohl 
die Erziehungswissenschaft die .für den'Menschen entscheidende Funktion 
der Nestwärme und der häuslichen Erziehung durch die Mutter wiederent­
deckt und in bedeutenden Publikationen dargelegt hat, nimmt die öffent­
liche Praxis dies noch immer nicht zur .Kenntnis.. Ohne Haushaltshilfe, 
ohne Urlaub, vielfach ohne Unterstützung und Anerkennung durch die ei­
genen Familienmitglieder, oft unter übergroßen :seelischen Anstrengun­
gen, Demütigungen- und Opfern hat die ..Frau als, Gattin, Mutter/ und Haus­
frau in der Kriegs- und Nachkriegszeit bis auf den heutigen Tag Über­
menschliches geleistet- Venn heute zehn Jahre nach'dem Zusammenbruch 
die großen. Leistungen- des" Wiederaufbaues-.gewürdigt werden, niuß vor al­
lem unserer Frauen und Mütter gedacht werden. Es ist höchste Zeit, ihre 
L e i_s _t ung_e n__ jur_ c h_ fühl bare Hi 1 f_e_ J5 ff girfclich.. anz ue rke_nn e n. Sie dürfen 
nicht mehr weiter im Schatten des . je.bens stehen;: die moderne ..Sozialpo­
litik muß sich der Mutter und Hausfrau besonders annehmen. Das Volk be­
steht nicht bloß .aus einzelnen, sondern aus Familien; diesen hilft, wer 
den Müttern hilft! . ': • . ' 

Dieser Überzeugung will die zweite .familienpolitische Tagung zum Durch­
bruch verhelfen. Fachleute und Politiker werden- in grundlegenden Vor-
träfen die gegenwärtig© Situation der Frau und Mutter darstellen und 
Y{ege zur Anerkennung ihrer Leistung und zur Abhilfe der angeführten 
Notstände aufzeigen. Die Teilnehmer, selbst -sollen in ArWi^ts£ru££en 
•die Probleme diskutieren und.praktische. Vorschlag zu ihrer Lösung er­
arbeiten. . 

Sie werden zur Mitarbeit herzlich eingeladen und gebeten, an der Tagung 
teilzunehmen und aus Ihrem Verbände., Ihrer Partei interessierte und zur 
Mitarbeit befähigte Personen zu' entsenden. 
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Arbeitsplan: 

Mittwooh, den 1 . Juni; 
Eintreffen für die auswärtigen Teilnehmer bis 18,00 Uhr. 
Nach dem Abendessen (19?00 Uhr) Vorstellen der Teilnehmer, 

Donnerstag, den 2. Juni: ''•'• 
8,00 Eröffnung, Begrüßung, Einführung 
8,30 Professor Franz M. Kapfhammer , •. , 

Mann pin_d_ JlTA1^.. Jk*L..fter 1e 1QGns°r££B£fi •• " • " 
10,00 Pause : 

10,30 Nationalrat Ferdinanda Floßmann '(Wien) und Dr.. Alma Ivlotzko (Wie* 
PJLe-_ JL^u_jML &§JL mJ?Ag.gÄefl_: J^si^~£giLAÖ. • 

13,00 Mittagessen " 
Eröffnung der Buch- und .Lichtbildausstellung 
"Das. Bild, der Frau von heute" ... . • . .: -...;; 

15,00 Aussprache im Plenum - -' " •"'_', ;. .. ...•' 
16,^0 Jause -: ..... .;• 1 .. 
17? 00 Oberlandesgerichtsrat Dr. Friedrich Kranz (G-raz) und 

Rechtsanwalt Dr. Hannes Stampfer (G-raz) 
Pig_J?rau im Re_ch_t . •.'. 

18,30 Abendessen U . 
19?30 Aussprache im Plenum 
21,00 TagesSchluß 
Freitag^ den 3. Juni; 
8,00 Dr.- Helga Lechner (Wien) und-.Gemeinderat Edda Egger (Graz) 

M e Mu_tt_er_ und̂ jlau_sf_r_au 
Aussprache im Plenum (informativ) 

10,30 Jause ''..-:, . , 
11,00 Nationalrat Grete Rehor (Wien) und.Nationalrat Rosa Rück (Graz) 

Die alle in*9 tehend e 'Frau 
Au s s p ra c h e im P1 enum.(inf 0rmat iv) 

13?00 Mittagessen . ;••,••;• ":•.:•'.-.Vi 
15,00 Gruppenarbeit (l.Teil) • .... , . . , , • 
16,30 Jause 
17,00 Dr. Hertha Firnberg (Wien) und Bundesrat Dr. Johanna Bayer (Graz 

I-liJL.i^-A-Lj-ff1 ff gJ^j. Tniit besonderer Berücksichtigung der berufs­
tätigen Hausfrau und Mutter) 
Aussprache, im Plenum (informativ)'. r 

19?00 Abendessen .... , - ' 
20,00 Leseabends Die Frau in der Dichtung 

(Dr. Walter Zitzenbacher und Prof.Dr. Jolande Zöllner) 
21 ,30 Tagesschlui3 , "' • • 
Samatag, den 4. Juni: 
8,00 Gruppenarbeit (2. Teil) ' .' .' -: . 
10,00 Jause . • , •.... • . \ ... • 
10,30 Direktor Dipl.ing. Ekkehard Hauer, Hauptabteilungsleiter 

Karl Boc und Direktor Maria Tupay (Graz) 
'- Bildungsj/e^ge^ de r_ Frau .:'•••;••••••'. .."• :' •• -: -• ' v • . 

Aus sprache im ?1erium (informat iv) 
13,00 Mittagessen 
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(Samstag9 den 4. Juni, Fortsetzung) ( 

1 5 »00 Gruppenarbeit 
16,30 Jause 
17,00 Gruppenarbeit 
18,30 Abendessen 
19 ? 30 Tortrag mit Lichtbildern; Das Bildnis der Frau in der Kunst 

(Univ.Prof, Dr. Hans Rieh!) 
21,00 Tagesschluß 

Sonntag, den 5. Juni; 
7,00 .Gelegenheit zum Grottesdienst in der Schloßkirche 
7?45 Frühstück , ; 
8,15 Die Arbeitsergebnisse der Gruppen werden dem Plenum vorgelegt 

und besprochen 
10,30 Jause 
11,00 Professor Dr. Wilhelm Herzog (Graz) 

Die Pflichten der_ gesells_cliaf'~t_^QT^FTaA^ßBßomxber. 
12,00 Schluß der Tagung 

Mittagessen 

^rge^sj^ 
7 ? 00 Lesung der Novelle "Das Brandopf er" von Albrecht C-oes 

( Die Arbeitsgruppen; 

1. Die alleinstehende Frau (Dr. Gerold Grimm) 

2. Die berufstätige Frau und -Mutter (Dr.med. Maria Lanz und 

Ludmilla Piehler) 

3» Anerkennung und Schutz der Mutter und Hausfrau (G-ertrud Kutscliera) 

4» Schutz des keimenden Lebens (Prof. Dr. Wilhelm Herzog) 

5» Entlastung, Vorsorge, Fürsorge (Auguste•Schreiber, Wien) 

6o Wege zurück ii:s Haus (Prof. Philipp Wollny) 

7. Erziehung zur Mutter und Hausfrau im Allgemeinen' • 
(Prof. Dr. Jolande Zellner und Univ.Prof. Dr. Hanns Koren) 

8, Mädchenbildung in der.Pflichtschule 
(Fachlehr er in Hedwig Stö'fflmayr, Murau) 

9= Mädchenbildung in der Mittelschule (Prof. Dr. Hilde Friedrich) 

10. Landfrauenbildung (Schulrat Lisbeth Kaiin) 

11. Die sozialen, gewerblichen und industriellen Berufe der Frau 
(Referentin Anna Stölzle) 

12. Die Frau in der Erwachsenenbildung (Dr. Judith Janoska-Bendl) 



Bundesstaatlicher Volksbildungsreferent für Steiermark 

Arbeitsgemeinschaft für Familienpolitik 

"Die Frau in der modernen Gesellschaft" , 
2. familienpolitische Tagung im Volks­
bildung sheim St. Martin vom 1, bis 15« 
Juni 1955 k' 
Arbeitsberichte 

Arbeitsgruppe 1 

"Die alleinstehende Frau" 

. . Leiter und Berichterstatter:Dr.Gerold Grimm 
'" Redaktion: Dra Alma Motzko ,, Nationalrat 

, "Rosa Rück und'Dr. Gerold Grimm 
Der Frauenüberschuß und die schwierigen wirtschaftlichen Verhält = 
nisse der Gegenwart sind zum großen Teil die Ursache der heute weit 
verbreiteten Erscheinung der alleinstehenden Frau, die deshalb nicht 
zur Ehe gelangen konnte,. Der häufig zu beobachtende Zusammenbruch 
von Ehen stellt ferner eine zahlenmäßig starke Gruppe von geschieh 
denen oder vom Mann getrennt lebenden Frauen in den Kreis dieser 
sozialen Beachtung* Endlich ergibt sich aus dem durchschnittlich 
längeren Lebensalter der Frau wie auch aus der Vernichtung männli= 
chen Lebens im Krieg eine große Zahl von verwitweten Frauen- Alle 
diese Gruppen der alleinstehenden Frauen haben sich mit schwierigen 
Problemen psychischer, gesellschaftlicher, sozialer und wirtschafte 
licher Art auseinanderzusetzen. 

1 ) Eine große Zahl von Frauen, die auf Ehe und Familie verzichten 
müssen, leiden unter diesen Lebenserscheinungen besonders dann, wenn 
ihnen der Beruf nicht Berufung ist und daher keinen befriedigenden 
Lebensinhalt bietet. Als Ausgleich dazu wurde an eine Ausweitung der 
Berufs-Freizeit und an die Möglichkeit'einer Klübhildung (Zusammen = 
Schlüsse gesellschaftlichen Charakters), gedacht« Eine gewisse Ab =• 
hilfe würde auch eine bessere Berufsschulung und die Pflege eines 
echten Berufsethos darstellen« " ~ 

2) Zur B e r u f s f r a g e der alleinstehenden Frau wurde fest= 
gehalten: 

Die Berufsnot ist besonders groß unter den Frauen über 35 Jahren* 
Allerdings stellt sich dieses Problem als ein Teil des allgemeinen 
Problems der älteren Jahrgänge der Arbeitslosen dar. Durch Zusammen-
arbe it aller beteiligten Stellen, durch eingehende Klar st ellung d er 
wirtschaftlichen Situation in den einzelnen Berufszweigen, durch Um­
schulung und Nach Schulung; und dur ch Beeinflussung: der öffentlichen 
Meinung könnten diese Berufsschwierigkeiten älterer Frauen wenig = 
stens zum Teil behoben werden» Erfolgversprechend wäre auch die Ab­
haltung einer Enquete auf höchster Ebene unter Mitv/irkung der ressort= 
mäßig zuständigen Stellen, Andere Maßnahmen dazu wären noch: Big = 
nungsüberprüfung von Angehörigen älterer Jahrgänge für bestimmte Be= 
rufe und etwa neue Festlegung sinnvoller Altersgrenzen. Mach engli= 
schem Beispiel würde auch eine arbeitsteilige Unterbringung dieser 
älteren Jahrgänge in eigenen Arbeitsstätten und die Schaffung von 
Beiräten zur ständigen Überprüfung des Arbeitsmarktes angeregt» Die 
Aufrechterhaltung des Dienstverhältnisses alleinstehender Frauen 



b i s zur Erreichung der Al tersversorgung wird dem Dienstgeber: 
nahege leg t . 

Die sch lechte Entlohnung; der soz ia len Berufe, die a l s idea le Frauen= 
berufe ge l ten könnten, ve rh inde r t das Einströmen von Frauen i n ' d i e s e 
Mangelberufe. Z. B, se i angeführt , daß eine Fürsorger in g l e i c h e in = 
ges tu f t i s t wie ein Gaskassier und eine Krankenschwester g l e i ch wie 
e in Ke s s e 1 wä r t e r . 

3) Ein besonderes Problem b i l d e t die Frage der u n e h e l i c h e n 
M u t t e r und des unehelichen Kindes: 

Empfohlen wird die s t ä r k e r e Heranziehung des unehelichen Vaters und 
die Ausdehnung der U n t e r h a l t s p f l i c h t auf d ie Aszendenten v ä t e r l i c h e r ^ 
s e i t s (E l t e rn und Großel tern) .. Eine "sicherere Einbringung der Unter= 
h a l t s b e i t r a g e würde eine Änderung des Exekut ionsrechtes in Form e ine r 
sogenannten g l e i t enden Exekution und Vormerkung der Lohnabzugs p f1 ich t 
auf der Lo lins t eue rka r t e des Kindesvaters herbe i führen . Neben der f i= 
nanz ie l l en Verantwortung des Kindesvaters für sein- Kind müßte, ent -
gegen der b i she r igen Auffassung, auch seine m o r a 1 i 's c h e 
Verantwortung der ö f fen t l i chen Meinung zum Bewußtsein gebracht"werden. 

-Durch die oben angeführten Maßnahmen könnte d i e große Säuglings == 
S t e r b l i c h k e i t unehel icher Kinder und d ie Erscheinung der häufigen 
Kindesmorde verhüte t oder doch eingeschränkt werden» Als besonders 
geeignete Maßnahme zur Erreichung d ieses Z ie l e s wurde, e i n h e 1 = 
1 i g • die Schaffung von Heimen für ,Mutter und Kind empfohlen.. Die= 
se .Heime so l l en dazu d ienen, Frauen, d ie bei der Mutterwerdung durch 
besonders schwierige Umstände bedroht sind ( z .B . -vo r allem Hausge= 
h i l f innen und Landarbei te r i nnen ) , eine Zuflucht zu geben. Einer f rüh ­
ze i t i gen 'Trennung von Mutter und fCind gerade im Säug l ingsa l t e r s o l l 
auf d i e se Weise nach Möglichkeit vorgebeugt werden„.•• Für d i e Hausge = 
h i l f in scheinen auch besondere Maßnahmen der Exis tenzs icherung wün= 
sehenswert, da s i e im F a l l e de r Schwangerschaft oft.. f r ü h z e i t i g ih ren 
Posten v e r l i e r t . 

K e i n e e i n h e l l i g e Meinung bestand in der Arbei tsgruppe bezüglich, 
der Frage der erb— und' vermögensrechtl ichen Gle i chs t e l lung des un =: 

ehel ichen Kindes mit den Kindern aus einem ehel ichen Verhä l tn i s , , Von 
der einen Sei te wurde der r ech t l i eh -mora l i s che Anspruch des unehe = • 
l i e h e n Kindes an se inen Vater hervorgehoben, von der anderen d ie in_ 
s t i t u t i o n e l l e Bedeutung der Fami l ie , d ie n ich t eingeebnet werden 
dür fe , ins Treffen geführt». U n b . e s t r i t t e n b l i eb indes= 
sen? daß d ie i n t a k t e normale Familie a l s s i c h e r s t e Grundlage für. 
d i e ' S t r u k t u r der Gese l l schaf t anerkannt und geschütz t werden s o l l . 

4) Als Te i l des al lgemeinen Wohnungsproblems s t e l l t s ich d ie W o h= 
n u ' n g s f r a g e für d i e a l l e in s t ehende Frau ebenso d r i n g l i c h 
d a r . Als Idea l wird der Bau von Häusern mit Kleinwohnungen empfohlen-
schwedische Lösungen und e in Be i sp i e l in Dortmund waren a l s V o r . -
b i ld zu nehmen - wobei für d ie Kinder a l l e i n s t e h e n d e r b e r u f s t ä t i g 
ger Mütter d ie Möglichkeit e ine r Beaufsicht igung im Hause s e l b s t ge= 
geben sein müßte. Als Tei l lösung wird die MitPlanung solcher Wohnun­
gen be i Neubauten empfohlen. 

Abände rung des Unt erha1t ss chut zge set ze s 
Der Jugendr i ch te r Ober landesger ich ts ra t Dr. Hermann Bamberger l e g t e 
dem Plenum der 2, f ami l i enpo l i t i s ehen Tagung in S t . Martin folgenden 
Vorschlag zur Abänderung des Un te rha l t sgese t zes vor» Ihm wurde von 
der Versammlung allgemein zugestimmt' 
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1) Gegenwärtige Fassung des § 1 des Bundesgesetzes vom 4.2,1.925, 
BGBl*- Nr. 69 über den Schutz des gesetzlichen Unterhalt sah = 
Spruches, 

1 ) Wer durch grobe Verletzung seiner Pflicht zur Leistung des; 
gesetzlichen Unterhaltes den Unterhaltsberechtigten der Not 
oder der Verwahrlosung aussetzt, wird vom Gerichte wegen 
Übertretung mit strengem,Arrest von einer Woche, bis zu sechs 
Monaten bestraft, Daß Hilfe von anderer Seite, auf die der 
Unterhaltspflichtige nicht rechnen konnte, das Übel abge = 
wendet hat, schließt die Bestrafung nicht aus, 

2) Als eine grobe Verletzung der Pflicht zur Leistung des Unter= 
hältes ist auch anzusehen, wenn der Unterhaltspflichtige, von 
dem der Unterhalt nicht eingebracht werden kann, absichtlich 
unterläßt, einem Erwerbe nachzugehen., der ihn in den Stand 
setzt, seiner Unterhaltspflicht zu genügen* . -

2) Er läuterung des Gesetzes: 
Bei dieser Textierung war der Unterhaltspflichtige wohl zu verur-. 
teilen, wenn andere Personen wie Großeltern, Pflegeparteien oder 
die öffentliche Fürsorge für das Kind sorgten,-, Denn auf diese 
Hilfe konnte der Unterhaltspflichtige nicht rechnen«, Der Unter -
haltspflichtige war aber freizusprechen, wenn die Not der Ver -
wahrlösung durch eigenen Verdienst der Kindesmutter abgewendet 
wurdea Das hatte"praktisch zur Folge, daß alle Kindesväter frei­
zusprechen waren, wenn die Mutter unter Aufbietung aller Kräfte 
selbst verdiente. Denn auf die Mutter konnte der Kindesvater rech= 
nen. In all diesen Fällen war es daher praktisch nicht möglich, 
den zahlungsunwilligen Kindesvater strafrechtlich zu verfolgen«, 
Die Mütter, die -aber keinem Erwerbe nachgingen, konnten eine Ver= 
urteilung erwirken» Diese Regelung ist unbillig, da sie die Strafe 
Sanktion nicht gewährt, wenn die Mutter ein Einkommen hat <, 

3) Vorschlag zur Abänderung des Gesetzes: 

Der Absatz 1) soll wie folgt geändert werden: 

"Wer seine Pflicht zur Leistung des gesetzlichen Unterhaltes grob 
ve rle t zt, wird vo m Geri cht e weg en Üb ert re tung' mit st r eng ein Arre s t 
von einer Woche bis zu sechs Monaten bestraft« DaB Hilfe von an = 
derer Seite das Übel abgewendet hat, schließt die Bestrafung nicht 
aus a 

Durch diese Textierung könnte also auch in jenen Fällen ein Schuld = 
spruch erfolgen, in denen die Mutter ein eigenes Einkommen hat« 

Außerdem wird vorgeschlagen, daß die Verletzung der Unterhalts = 
pflicht auch zu jenen Delikten zählen 3011, bei denen Einweisung 
ins Arbeitshaus möglich ist (siehe Artikel), 

Ferner wird zur Frage "Gefährdung eines Kindes" vorgeschlagen: 

Im österreichischen Strafgesetz fehlt es an einer Bestimmung,, die 
jene Personen strafrechtlich verantwortlich macht, die ihre Er = 
Ziehungspflichten schwerstens vernachlässigten. In diesen Fällen 
wird wohl das Kind abgenommen, die Erziehungspflichtigen trifft 
aber keine Strafe, 

Es wird daher nach Analogie des Deutschen Rechtes folgende gesetzt 
1iche Bestimraung vorgeschlagen: 

Gefährdung eines Kindesj "Wer das körperliche, geistige oder sitt= 
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liehe Wohl eines Kindes dadurch gefährdet, daß er in gewissenloser 
Weise seine ihm obliegenden Fürsorge- oder Erziehungspflichten 
gröblich vernachlässigt, wird mit Arrest von „.« bis ... bestraft.' 

Falls es gelingen würde, obigen Tatbestand "Gefährdung eines Kindes" 
einzuführen, wären Sonderbestimmungen für Trinker überflüssig, da 
ein Trinker ohnedies durch diesen Tatbestand erfaßt wäre» 



Arbeitsgruppe 2 

"Die berufstätige Frau und Mutter»" 

Leiter: Dr. med, Maria Lanz und Ludmilla Pichler 
Berichterstatter: Ludmilla Pichler 

Redaktions Br-. Maria Xanz, Dr. Emma MIklas, Ludmilla Pichler 

Die Gesellschaft kann'heute auf die Leistung der berufstätigen Frau 
nicht mehr versichten,. Die gleichseitige Erfüllung beruflicher,, haus= 
fraulicher und mütterlicher Aufgaben bringt aber die verschiedensten 
Probleme mit sich und zwar rechtlicher, sozialer und gesellschaftli= 
eher Natur. 

1) In rechtlicher Hinsieht erscheint vor allem eine genaue und all­
gemein verbindliche Abgrenzung der Begriffe notwendig: 

1 ', der Unterhaltspflicht des Mannes gegenüber der Frau 
2. der Be i st and spflicht der Frau und zwar 

a) der im Haushalt tätigen, 
b) der auch außer Haus tätigen Frau, 

Diese Klarstellung erscheint deshalb erforderlich, weil die Frau 
tatsächlich für den gewährten Unterhalt eine Leistung vollbringt. 
Obwohl die Frau nach herrschender Ansicht als Familienmiterhalterin 
nicht anerkannt ist, wird z.B, in Fragebögen für Schulgeldbefreiung 
sowie auf Fragebögen für Erholungsverschickung immer nach dem Fami= 
lieneinkommen geforscht, um die Bemessung eventueller Begünstigun­
gen darnach zu beurteilen, ungeachtet des Umstandes, daß der"Haus= 
halt bei Berufstätigkeit der Ehefrau wesentlich teurer kommt. 

2) Ferner erscheint die Abänderung des § 91 des ABGB im Sinne der" 
Ersetzung der väterlichen Gewalt durch die elterliche Gewalt not =•• 
wendig. - -.-

3)- Als familienfördernde Maßnahme • scheint eine Besserung der Gehalts­
ansätze in den Eingangsgruppen der öffentlichen Bediensteten im kom^ 
menden Gehaltsgesetz erforderlich. 

4) Im Interesse der gleichen Bewertung der Arbeit ist eine Gleich= 
Stellung der berufstätigen Frau mit den männlichen Kollegen bei 
allen familienfördernden Maßnahmen wie Geldaushilfen bei Eheschlie= 
ßung und" aus Anlaß der Geburt eines Kindes, Studienbeihilfen usf. 
wünschenswert, « 

5) Als besonderer Mangel wird empfunden, daß Frauen nicht ihrer Vor= 
bildung und Verwendung entsprechend in das Gehaltsschema eingereiht 
werden, während dies bei ihren männlichen Kollegen selbstverständ­
lich ist. Dies führt dazu, daß gewisse soziale Berufe Mangelberufe 
sind (Fürsorgerin usw.). 

6) Unbefriedigend sind die derzeitigen Wohnverhältnisse in den Kran— 
kenanstaiten für das Krankenpflege personal in Zimmern von 4 bis 6 
Betten, ebenso die Entlohnung und die Arbeitszeit (60 Stunden), 

7) In einer Enquete wäre über die Einstellung älterer Frauen im Be= 
ruf und die Sicherung des Arbeitsplatzes älterer Frauen zu beraten. 

8) Im Interesse der Familie und zur Entlastung der Frau wird eine 
Verkürzung der Arbeitszeit auf 40 Stunden bzw. die Fünf-Tage-Woche 
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vorgeschlagen, Außerdem wird die absolute Einhaltung; der Sonntags­
ruhe gefordert. 

Mit der Einführung ;der 40-Stunden-Woche würde sich/das Problem des 
Wirtschaftstages und'eine Reihe anderer Probleme von selbst lösen. 
Gute Erfahrungen wurden diesbezüglich in Norwegen gemacht, wo man 
sogar eine ProduktionsSteigerung feststellen konnte« 

9) Besondere Schwierigkeiten entstehen durch die Früharbeit der be­
rufst ätigen Mutter, da die Nachtruhe des Kindes dadurch verkürzt 
werden muß; -Die. Lösung des Problems ist wahrscheinlich nur durch 
innerbetriebliche Maßnahmen und nachbarliche Hilfe möglich» 

10) Erwünscht in diesem Zusammenhang wäre, wenn die Horte und Kin­
dergärten am Morgen.; früher geöffnet „würden. , ..'; "" " '•-*- - •-

Eine wesentliche Erleichterung, für die. berufstätige-'Mutter wäre eine' 
Vermehrung der Halbtagsinternate für die Schulpflicht igen-Kinder mit 
Lernaufsicht, etwa im Anschluß an die Schule,.:Ein Musterbeispiel' 
finden wir in der französischen Heimschule oder in der Heimschule • 
des Direktors Dr. Oskar Spiel in Wien. • -"'•'• 

IT) Beim Neubau von' Schulen wären hygienischen Schulküchen und zwecks 
entsprechende Aufenthaltsräume. für die Kinder'zu errichten. 

12) Bei den sozialen. Forderungen darf auf die einkommens- und ob.--
dachlose Zeit der Hausgehilfin, vor und nach der Niederkunft nicht -
•vergessen werden. '.,».•. ' C •.- • . -

13) Weitere Forderungen gehen dahin, Kinder berufstätiger Frauen, 
wenn sie nicht im Familienverbande leben, in die Krankenversicherung 
der Mutter' einzubeziehen. ... ;' 

14) Der Rechtsanspruch von unversorgten Kindern berufstätiger Frauen 
auf eine Waisenrente nach dem Tode der Mutter muß gesichert werden, 

15) Abschließend'-wurde die Forderung nach dem Bau;von Kleinwohnungen'•' 
für berufstätige alleinstehende Mütter mit Betreuungsmöglichkeiten 
für Kleinkinder erhoben», Durch den Bau von "Gargpnwohnungen" wäre 
einerseits dem Untermieterproblem der berufstätigen Frau abgeholfen, 
andererseits, könnten größere Wohnungen-, die derzeit von all einste­
henden Frauen bewohnt werden und eigentlich nicht' zweckentsprechend,• 
sind,- größeren Familien zugute kommen. 



Arbeitsgruppe 3 

"Anerkennung und Schutz der Mutter und Hausfrau,," 

Leiter und Berichterstatter: Gertrud Kutschera 
Redaktion; Gemeinderat Bdda Bgger, Prof. .'Dr. Tratt.de Hartwig» 

Gertrud Kutschera, Dr. Helmut bchwab 
Nach einer eingehenden und lebhaften Aussprache gelangte, die Gruppe 
zu folgenden Vorschlägen und Forderungen: 

1) Die Anerkennung der Hausfrauentätigkeit als Beruf. 
Die Hausfrauentätigkeit zeigt alle Merkmale eines Berufes (Ar= 
beitszeit, Arbeitsstätte, Arbeitsintensität und Berufsethos), 
Der Häusfrauenberuf hat überdies eine besondere Volkswirtschaft= 
liehe, erzieherische, kulturelle und gesundheitliche Bedeutung, 

2) Sine St and es Vertretung; der Hausfrau in allen öffentlichen und 
öffentlich rechtlichen Körperschaften. 

Die Steiermark!sehe Landesregierung hat einen hauswirtschaftli­
chen Beirat beschlossen. Bei der Landeskammer für Land- und Forst= 
Wirtschaft besteht bereits ein solcher. 

3) Grundsätzlicher Anspruch der Hausfrau auf Entgelt für ihre Arbeits 
leistung, ""'"" " ~ " '" 

Dieses Entgelt soll unverzüglich für die Mütter mit 3 und. mehr 
Kindern eingeführt werden und zwar in der Form von sozialen Zu= 
lagen» Die Arbeit dieser Mütter ist eine besonders schwere und 
von größtem Wert für die Allgemeinheit„, 

4) Soziale Sicherung. 
Einbau des Hausfrauenberufes i n d i e bestehende Soz ia lve r s i che rung , 
Gewährung'von Leistungen aus dem Mutterschutz und der A l t e r s v e r = 
Sicherung, 

5) Wahrung,der a r b e i t s - und s o z i a l r e c h t l i c h e n Ansprüche der Mutter 
für den F a l l der -Rückkehr in den f rüher innegehabten Beruf« 

6) Nfrvellierung der die Kündigung betreffenden Gesetze in folgendem 
Sinne; ~ " 

"Bei Ausscheiden aus dem A r b e i t s v e r h ä l t n i s wegen Haushaltsgründen 
oder Geburt bes teh t der g le iche Anspruch auf Abfert igung wie be i 
e iner Kündigung durch den Arbei tgeber^" 

7) Gewährung von ö f fen t l i chen Darlehen zur Familiengründung, zum Auf­
bau des Haushaltes J u n g v e r h e i r a t e t e r und zur Sanierung k i n d e r r e i =• 
eher Familien* Bei Familiengründungsdarlehen i s t ' d i e Rückzahlungs^ 
Verpfl ichtung be i Geburten wesent l ich zu mindern, 

8) Entbindungsbeihi l fe 
in der Form, daß die Kinderbe ih i l fe für d i e ganze Zei t der Schwan= 
gerschaf t gewährt, jedoch e r s t zwei Monate vor dem Geburts termin 
ausb e z a h l t w i r d . 

> 

9) Alle in diesen Vorschlägen erwähnten Bezüge und Zulagen gebühren 
nur der Hausfrau und Mutter und sind daher auch an diese persön = 
lieh auszubezahlen. " ~~" 

http://Tratt.de


Arbeitsgruppe 4 

"Schutz des keimenden Lebens" 

Leiter und Berichterstatter: Prof, Dr* Wilhelm Herzog 
Redaktion: Dr. Max Hesse, Landtagabgeordneter Vinzenz Lackner, Char­

lotte Schwab, Dr. Rupert Zimmermann 

Trotz der in dieser heiklen Frage a>ft sehr stark abweichenden, grund= 
sätzlichen Standpunkte wurde in vieler Hinsicht eine weitgehende Über^ 
einstimmung erzielt, vor allem auch darüber, daJ3 es Zeit ist, endlich 
das Kirchhofschwelgen über diese Lebensfrage zu brechen. So herrsch^ 
ten über die Berechtigung von Indikationen zur Schwangerschaftsunter­
brechung sehr verschiedene Ansichten, dagegen v/urde mit weitgehender 
Einhelligkeit die Notwendigkeit eines'wirksamen und ausreichenden 
Schutzes des keimenden Lebens diskutiert«. 

Fest steht, daß die Bestimmungen bzw». die Handhabung des § 144 zur 
Zeit praktisch nicht mehr geeignet sind, das brennende Problem zu 
lösen« Sollte wirklich eine Neufassung der gesetzlichen Strafbe­
stimmungen nicht erreichbar sein, so müßte doch eine Einigung über 
positive Hilfsmaßnahmen erstrebt werden. 

In diesem Sinne wurde eingehend das schwedische Beispiel der Mutter-
Lind Sexualberatungsstellen besprochen"., Dort wird (in einem Lande mit 
mehrfach legalisierten Indikationen) durch geeignete Beratung die 
Lebensbejahung des zu erwartenden Kindes zu wecken gesucht, was in 
sehr vielen Fällen gelingt; allerdings sind dafür wohl weniger sitt = 
liehe Vorstellungen als die Beseitigung vieler materieller Schwie= 
rigkeiten entscheidend. Diese werden für die Mütter nicht nur in 
der Zeit der Schwangerschaft und Entbindung, sondern auch für die 
weitere Existenz (vor allem auch dea Kindes) weitgehend behoben» 

In Österreich wurden auf diesem Gebiete bisher wertvolle Erfahrun= 
gen durch die segensreiche Tätigkeit der "SOS—Schutzgeme.inschaft 
für das ungeborene Leben" gewonnen und bis zum Ende des Jahres 1954 
über 250 gefährdeten ungeborenen Kindern das Leben gerettet*.. Da 
aber durch diese Einrichtung weite Bevölkerungskreise nicht erfaßt 
werden, wären auch in Österreich (vorteilhaft mit öffentlichen Müt = 
terberatungssteilen gekoppelt) entsprechende Stellen zu errichten 
und die praktischen Hilfsmaßnahmen zu schaffen,; damit dort sittlich 
hochstehende, lebenserfahrene Berater, besser Beraterinnen, der Er­
haltung des gefährdeten Lebens dienen können. • . • 

Da sich derzeit vielfach Männer den aus der Zeugung erwachsenden 
väterlichen Erhaltungspflichten entziehen können, würde eine grund= 
legende Änderung dieser Rechtsverhältnisse einen häufigen Grund zur 
Fruchtabtreibung beseitigen, / 

Gefordert vmrde die Anerkennung der Mutterschaft — auch der äußere 
ehelichen - als soziale Leistung. Übereinstimmend empfohlen wurde, 
(nach französischem Vorbild) die Gewährung von vorgeburtlichen 
Kinder- bzw.- Familienbeihilfen vom Zeitpunkt der festgestellten 
Schwangerschaft (etwa vom dritten Monat beginnend),, die nicht nur 
eine wertvolle wirtschaftliche Hilfe, sondern auch psychologisch 
von großer Bedeutung wären. Im gleichen Sinne würden die allgemein 
auszubauenden SäuglingspaketaktJonen wirken, die auch schon vor der 
Geburt des Kindes einsetzen sollten, 

Um die vielfach geschwundene Ehrfurcht vor der Heiligkeit des werden= 
den Lebens wieder zu erwecken, wurde zustimmend die Forderung nach 
Beratung der Erwachsenen, vor allem aber nach einer hochstehenden 

/ 



sexualpädagogischen Erziehung der Jugend diskutiert, letztere soll= 
te allerdings —wenn sie außerhalb der Familie ..versucht wird -nur 
mit Wissen und Zustimmung der Eltern erfolgen, \ 
Auch in dieser Arbeitsgruppe worden Anderungsvorschläge des Fand = 
lienrechtes im Hinblick auf die gesellschaftliche'Und erbrechtli = 
che Gleichstellung.un— und außerehelicher Kinder diskutiert« 

In der Überzeugung, daß vor allem durch positive Maßnahmen eine-
Änderung der gegenwärtigen Verhältnisse, welche die Volksgesund = 
heit, das^sittliche und rechtliche Empfinden und die künftige 
Existenz Österreichs gefährden,, -erreicht werden: könnte, wurde ab­
schließend eine überparteiliche Enquete zur weiteren Beratung und 
Gesetzesvorbereitung- gefordert * \ • •'•;. - i;;; 
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Arbeitsgruppe J -: 

"Entlastung,. Vorsorge und Fürsorge" 

Leiter und Berichterstatter: Auguste Schrei= 
ber (Wien) 

Ich habe meiner Arbeitsgruppe zu Anfang folgende Fragen gestellt: "In 
wievielen der Ihnen bekannten Familien ist es heute noch selbstver = 
ständlich": 

1 * daß die Mutter einen ErholungsUrlaub oder überhaupt eine Brholungs= 
- nrögli chke it hat? " " ' 

2. daß sie sonntags Zeit und Kraft zu einer Wanderung mit einem Teil 
. Ihrer Familie hat? 

3. daß sie zum Feierabend mit ihrem. Mann- zusammen ein paar freie 
Stunden zu einem Vortrag,, einem Konzert, für Theater oder Gesel= 

. ligkeit findet? 

4» daß sie eine Haushaltshilfe beschäftigen kann, wenn sie mehr als 
fünfzig Wochenstunden mit der Hausarbeit verbringen müßte (wobei 
leichte Näharbeiten und die Beschäftigung mit größeren Kindern 
nicht eingerechnet sind)? 

Wir mußten das Facit der auf dieser Tagung gehaltenen Vorträge zu 
diesem Thema bestätigen, daß nämlich ein solches Hausfrauen--und Mut= 
terleben| wie es doch eigentlich das Normale wäre, im Vergleich mit 
der rauhen Wirklichkeit schon wie ein ideales Wunschbild wirkte So 
muß man, ohne pathetisch zu sein,, ganz nüchtern für die. Frau und 
Hausmutter den N o t s t a n d erklären,. Um diesem Notstand abzu= 
helfen, kommen aus unserer Arbeitsgruppe folgende Vorschläge: 

1 , Es möge: der Beruf der Familien- oder Sozialhelferin geschaffen wer= 
den. Die Familienhelferin ist als ein Beruf gedacht, der- innerhalb 
der Sozialberufe mit spezifischer Ausbildung auf dem Gebiete der 
Hauswirtschaft,, der Kinder- und häuslichen Krankenpflege gesetzlich 
zu regeln wäre«, 

Die'Familienhelferin soll bei Familiennotständen (Erkrankung der Mut = 
ter, Entbindung, größere Krankheiten bei den Kindern,,, notwendige'Er­
holung s- und Kuraufenthalte der Mutter) eingesetzt werden können* 
Für diese sehr verantwortliche Tätigkeit muß sie ein angemessenes' 
Entgelt erhalten, weil dieser Beruf sonst ebensowenig gern gewählt 
wird wie andere Sozialberufe, Weil diese Hilfe allen Bevölkerungs = 
kreisen unterschiedslos zugute kommen soll, wären Bund. Land, Ge -
meinden und sonstige öffentliche Körperschaften zur Beitragsleistung 
hersnzuzi ehen (eigene Fonds Verwaltung), Hier könnten auch Mittel aus--
dem Titel der "Produktiven Arbeitslosenfürsorge (PAF)" herangezogen 
werden». 

Der Gruppe gefiel das Beispiel Westdeutsclilands: Sechswöchentliche 
Ausbildung älterer alleinstehender hauswirtschaftlich befähigter 
Frauen, die im normalen Wirt Schaftsprozeß schv/er unterzubringen sind, 
zu "Vizemüttern"0 Als Sofortmaßnahme könnte, unseren Verhältnissen 
angepaßt, eine ähnliche Maßnahme ergriffen werden» 

Da es sich um. einen neuzuschaffenden Frauenberuf handelt, wir aber 
noch keine eigene Standesvertretung der Hausfrauen haben, ist die 
Gruppe der Meinung,, daß es Aufgabe der Bundesstaatlichen Volksbil--
(Jungsreferenten wäre, die Verbindung zwischen den an diesem Beruf -
interessierten Einrichtungen und Organisationen herzustellen und die 



dafür zuständigen Ministerien (Bundesmini st er iura für soziale Ver = 
waltung, für Unterricht,, für Land- und Forstwirtschaft) zu bitten, 
die dafür notwendigen"gesetzlichen und organisatorischen Voraus = 
Setzungen zu schaffen» Der Gruppe scheint die Organisationsform ei= 
ner Schwesternschaft ('unter'Bedacht nähme auf regionale Gegebenhei= 
ton) denkbar„ 

Gute intensive Werbung für den'Beruf der,Familienhelferin, besonders 
über Beruf sbe rät er,-'Presse,'Rundfunk, Film,. Plakate und Flugblätter, 
wäre angezeigt, .' .;' 

2«, Die öffentliche Hand möge in der Zwischenzeit als Sofortmaßnahme 
alle Bemühungen privater Organisationen um Mütterurlaub und Erholung, 
halbtätige Unterbringung der Kinder und Nachbarschaftshilfe unter = 
stützen» (Stärkere Heranziehung der Krankenkassen für Mutterurlaub,) 

Diese zwei Vorschläge w.ollen darauf hinweis-en, in••welcher Form durch 
den Einsatz von Menschen diesem Notstand begegnet werden kann, 

3/'Dieser Vorschlag möchte von der technl-sch-praktischen Seite her 
Hilfe bringen': Wir empfehlen die'Förderung und Koordinierung aller 
Maßnahmen, die durch Rationalisierung die Hauswirtschaftliehe Arbeit 
erleichtern können, 

1) Das Zuganglichmachen von arbeitssparenden Haushaltsgeräten'und Ma= 
schinen: 
a) Vereinigung durch Typenbereinigung; 
b) gemeinschaftliche und genossenschaftliche Anschaffung;' 
c) günstige Leihbedingungen; • 
d) Kreditaktion, zur Anschaffung von Haushaltsgeräten (Fortsetzung 

bzw. Erweiterung der sogenannten Hausratsdarlehen für" die Tech--
nisierung der Haushalte, ähnlich Frankreich),» 

2) Finanzierungserleichterungen für Möbelbeschaffungen ($W-Möbel = 
aktion); ' "? , " 

3) Verhinderung von Fehlanschaffungen durch Einführung eines Güte =' 
Zeichens für Möbel, Maschinen und Geräte; 

4). Unterweisung in sachgemäßer Handhabung von Maschinen und Geräten 
; zur Unfallverhütung» ••' -;"' , 

Auf weitere hierher gehörende Anregungen wie etwa HäusnaltSerieich-
terung durch neuzeitliche Ernährung, durch zweckentsprechendes Bauen.-
usf. konnte aus Zeitmangel nicht eingegangen.werden» Maßnahmen auf"" 
diesen Gebieten lagen im großen Aufgabenbereich der.immer wieder ge­
forderten StandesVertretung der Hausfrauen, vorläufig im'Bereich der 
im Entstehen begriffenen hauswirtschaftlichen Beiräte-. Die1 verschie­
denen Institute für Hauswirtschaftsforschung, sowie .die hauswirt =• 
schaftlichen Ausbildungsanstalten könnten hier weitgehend jetzt 
schon Vorarbeiten leisten ('hauswirtschaftliche Versuchsanstalt?)» 



Arbeitsgruppe 6 

•'Wege zurück ins Haus" 

Leiter und Berichterstatter: Prof* Philipp 
Wollny •• 

Es wäre völlig zwecklos, eine goldene Brücke ins Heim den Frauen zu 
bauen, die im Zuge ihrer- freien Persönlichkeitsentfaltung sich für 
einen Beruf außerhalb ihres Heimes entschieden haben« Ganz anders 
verhält es sich jedoch in dem Falle, wo materielle Erfordernisse die 
Frau in ihrer freien Willensentscheidung dahingehend beeinflussen, in 
ihrer Ehe noch einem Gelderwerb außerhalb der Familie nachzugehen« 
Die materiellen .Erfordernisse dürfen nicht mehr den Entscheidüngs= 
willen der Frau und Mutter in eine von ihr ungev/ollte Richtung drängen, 

Die Arbeitsgruppe stellt fest, daß der Leistungslohn vieler Beruf&= 
gruppen in Osterreich nicht ausreicht, um zusammen mit den Familien-
und Kinderbeihilfen eine menschenwürdige Lebenshaltung der Familie 
mit mehreren Kindern zu gewährleisten,,, wie es die UNO-Chartä über 
die Menschenrechte fordert. 

Daher steht eine große Anzahl von Müttern heute keineswegs aus per= 
sönlicher Neigung, sondern aus wirtschaftlicher Notwendigkeit, also 
gezwungenermaßen,; in außerhäuslicher Erwerbstätigkeite 

Dies führt in der Regel zu einer seelischen und körperlichen Über= 
lastung der Mutter und hat die Vernachlässigung einer der beiden 
übernommenen Aufgaben, wenn nicht beider, zur Folge* 

Da aber zur Sicherung; der wirtschaftlichen und sozialen Existenz 
Österreichs die gesunde, kinderbe,iahende Familie angestrebt v/erden 
muß,, liegt in der Vernachlässigung des häuslichen Aufgabenbereiches 
der Frau und Mutter eine Gefahr» Die restlose Erfüllung dieser Auf= 
gaben als Frau und Mutter aber liegt im Interesse der ganzen "Gesell= 
schaft» 

Daher gebührt der ausschließlich im Haushalt tätigen Mutter eine ma= 
terielle Anerkennung dieser Leistung durch die Gesellschaft«, 

1) Sine Haushaltszulage in der Hohe von mindestens S 300,- ab drei 
Kindern (im Sinne des Kinderbeihilfengesetzes) als erste und not ~ 
wendigste Maßnahmef 

In der Folge wäre diese Haushaltszulage sowohl im Bezug auf die An­
zahl der Kinder nach unten als'auch im Hinblick auf die Flohe des Be= 
träges nach oben zu verbessern, 

2) Dem Grundsatz der Bundesverfassung über die Gleichheit der Bürger 
vor dem Gesetz würde es auch entsprechen,, die Hausha 11abesteusrung 
in diesem Falle in der Weise zu mildern, daß das Einkommen durch die 
Kopfzahl der Familie geteilt wird, wobei der Mann und die nicht im 
außerhäuslichen Erwerb stehende Frau mit je 1 ,, jedes Kind mit 1/2 ge = 
wertet wird. • 

Die einzelnen Teile werden der Steuertabelle unterworfen und ergeben 
in ihrer Summe den familiengerechten Steuerbetrag (Familienquotient, 
Splitter ingverfahren).. 

Für den Fall, daß die Frau wegen ihrer Mutterpflichten aus dem außer= 
häuslichen Erwerbsleben scheidet, bleiben ihr die erworbenen Anwart -
schaffen aus der Sozialversicherung gewahrt.: 
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Durch diese ersten Maßnahmen würde ein Teil der materiellen Nach = 
teile aufgewogen,/ die der auf Grund freier Persönlichkeitsentfaltung 
sich für das Heim entscheidenden Mutter gegenüber jener Mutter er= 
wachsen, die einer Neigung folgend,. sich zusätzlich für eine au3er= 
häusliche Berufsarbeit entschieden hat» 



Arbeitsgruppe 7 

"Erziehung zur Mutter und Hausfrau im allgemeinen" 

Leiter und Berichterstatter: Prof„Dr. Jo= 
lande Zellner 

Redaktion: Prof.Dr. Jolande Zellner,, Prof. 
Dr. Hilde Friedrich» . 

1) Feststellung: Die österreichischen Erziehungseinrichtungen sind 
reformbedürftig: 

a) Entrümpelung der Lehrpläne zugunsten größerer Lebensnähe des 
Lehrstoffes. 

b) Stärkere Berücksichtigung der Erziehungsaufgaben neben bloßer 
Wiss enavermi11lung, Gegensätzliche Meinungen wurden geäußert. 
Einerseits wurde lust- und freudvolle Unterrichtsführung, an­
dererseits Gewöhnung der Jugendlichen an Erfüllung auch unan= 
genehmer Pflichten gewünscht. 

c) Zur Verwirklichung dieser Forderungen soll eine entsprechend 
große Zahl von Elternvertretern zur "ständigen pädagogischen 
Konferenz" (in Wien, aber auch in den Bundesländern) beige = 
zogen werden« 

d) Zur Förderung der Zusammenarbeit von Elternhaus und Schule 
mögen "Eltern—Lehrer-Vereinigungen" geschaffen werden ähnlich 
den Parent-teacher Association^ in den USA«, So könnte die be= 
stehende Schul- bzw. Familienfeindlichkeit beseitigt werden. 

2) Außerhalb der Schule: 

Vorgelebtes Familienethos wäre der ideale Weg zur Ehe- und Familien­
freudigkeit (Vorbild der glücklichen, arbeitsfrohen Mutter und Haus­
frau) „ Erziehung zur Bewältigung.der Aufgaben im Familienleben durch: 

a) Familienseminare wie sie z.B* in Deutschland bestehen,. (Bei 
uns derzeit teilweise im kirchlichen Bereich und in manchen 
Berufsschulen verwirklicht.) 

b) Weiterer Ausbau der Elternschulen (auch auf dem Lande), auch 
schon für die künftigen Eltern. 

3) Beeinflussung der öffentlichen Meinung» Presse, Rundfunk, Fernse= 
hen. Film sollen Probleme der "zwischenmenschlichen Beziehungen" be= 
sonders innerhalb der Familie in positivem Sinn behandeln* Große Be= 
deutung käme dabei Kurzfilmen zu (keine prominenten Filmstars, je= 
doch künstlerische Regie). Prüfung des sogenannten Vorspanns' bei 
jugendfreien Filmen soll auch in den anderen Bundesländern nach st ei-
risehern Muster vorgenommen v/erden* Gewarnt wird in diesem Zusammen = 
hang vor Formen des Jugendverbots, die geradezu verstärkten Anreiz 
bilden. 

Alle Mittel öffentlicher Meinungsbildung sollen angewendet werden, 
um folgenden Erziehungsgrundsätzen allgemeine Anerkennung zu ver -
schaffen: Einfachheit der Lebensführung, Sparsamkeit, sinnerfülltes 
Verzichtenkönnen,. Hinwendung vom Nur—Ich zum Wir, 

Vorschläge zu gesetzlichen Maßnahmen wie z.B. Verbote von aufreizen= 
den Reklamen, die der Vergnügungssucht dienen, dürften leider un = 
durchführbar bleiben.^Dagegen soll der aktive, aus der Jugend selbst 
kommende Kampf gegen Übelstände möglichst gefördert werden (Landes-
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Jugendreferat und Schüler, sammeln und vernichten Schundhefte; eine 
Schulgemeinde bekämpft die Sislutscherei auf dem Schulweg mit ab­
schreckenden und verspottenden Plakaten und Vorträgen in den ein -
zeinen Klassen)» •"•-

In einer lebhaften Aussprache wurde die ernste Sorge der Väter und 
Mütter um die Erziehung unserer jungen Männer im künftigenöster -
reichischen Bundesheer, besonders im Hinblick auf die Haltung zu 
Frau, Liebe, Ehe und Familie geäußert. •'..'•' 

Die Ausführungen des Nationalrates Univ, Prof. Dr0, Manns Koren über 
"Die kulturellen Aufgaben der Frau in "der Familie" v/erden im Wort= 
laut im Gesamtberichte enthalten sein. 



Arbe it s gruppe 8 

• "Mädchenbildung in der Pflicht schule" 

Leiter und Berichterstatter: Fachlehrerin 
Hedwig Stöffelmayr (Murau) 

1) Wenn wir im heranwachsenden Mädchen nicht den Willen zur Familie 
und zum Kinde wecken können,- .wenn es nicht Freude am Haushalt' be = 
kommt, so helfen uns alle fürsorgenden und stützenden Bestrebungen 
für die Familie nichts». 

2) Immer mehr zeigt uns die Psychologie, daß die frühen Lebensjahre, 
die Erlebnisse der frühen Kindheit entscheidend für die Formung des 
Menschen sind; deshalb ist auch schon in der Pflichtschule eine'Mäd= 
chenb11düng möglich und notwendig* 

3) Seelische und geistige Formung eines Menschen ist nur durch wirk­
liches Tun zu erreichen; deshalb sollen besonders' jene.Unterrichts= 
facher betont werden, in welchen etwas getan wird: . "' 

a ) Weibliche Handarbeit: Hier wird eine besondere Betonung der 
schöpferischen Handarbeit und der Geschmacksbildung gefor « 
dert. Um dies zu erreichen, wird für den Handarbeitsunter = 
rieht gefordert, daß man die Klasse schon bei einer Schuler= 
zahl von 30 teilen kann« 

b) Hauswirtschaft: Um diesen Unterricht wirksam gestalten zu 
können, wird gefordert, daB die Schülerinnenzahl einer Koch--
gruppe j_2 nicht übersteigen darf c ' 

Hauswirtschaftsunterricht soll nicht nur'Kochunterricht sein; 
die Torte darf nicht die Höchstleistung darstellen, der Unterb­
richt soll mehr der Einstimmung in die Arbeit dos Häushaltes 
unterstellt werden0 

Es wird gefordert, daß alle T3 .fahrigen Mädchen der Pf lichte 
schule obligat diesen Unterricht besuchen musjsen. 

In der Hauptschule muß es auch den Mädchen, die in der 2, oder 
3» Klasse austreten,, möglich gemacht werden, diesen Unterricht 
zu .besuchen, • . -\. • 

In der Volksschule soll die sogenannte Abschlußklasse in eine 
Mädchen- und in eine Bubenklasse geteilt werden,. Die Mädc'hen„ 
klassen müßten in die Konzentration "Haushalt" gestellt werden. 

Außerdem wird angeregt, daß der sogenannte Hauswirtschafts = 
Unterricht schon in der vorletzten Schulstufe begonnen wird, 
damit er sich mehr verbreitern kann, 

c) Gartenbau, Blumenpflege, Säuglingspflege, Blumenbinden, gutes: 
Benehmen, Kleidung, Korperpföege, schöner Haushalt wären die 
Erweiterungen; oder vielleicht überhaupt ein neuer G-egengtand , 
der vielleicht "Heimpflege" heißen könnte, in welchem durch 
Arbeit und Wort die vielen Belange des häuslichen Lebens ge = 
übt und besprochen werden könnten* Es wird hier nicht an ei = 
nen neuen Lerngegenstand gedacht. 

Wenn auch erziehliche Fragen besser durch Gelegenheitsunter­
richt gelöst würden, so könnte es auch so sein, daß dieser 
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Gelegenheitsunterricht, der ja von der Lehrerpersönlichkeit 
abhängt, unterbleibt, deshalb wird ein Lehrgegenstand vor = 
geschlagen $> 

Im Voranschlag des Ortsschulrates muß für die Schulküche ein 
Geldbetrag eingesetzt werden, der auch für die Anschaffung 
der Lebensmittel verwendet werden darf» 

d) Kunsterziehung: Geschmacksbildung, B'ilabetrachtung, Anferti= 
gung von Geschenken, Tischkarten, Gratulationen« Diese klei= 
nen Dinge tragen viel zur Vertiefung des Familienlebens bei 
und bilden einen wichtigen Teil der Fest- und Feiergestaltung, 

e) Die übrigen Lehrgegenstände an Mädchenschulen müßten besonders 
in die Konzentration "Haushalt und Familie" gestellt werden* 

Natur lehre: Technik im Haushalt, Küchen Chemie», 

Naturgeschichte : Ernährungslehre, Gesundheitslehre, Kranken = 
pflege. In diesem Gegenstand wird gefordert, daß besonders in 
der 4* Klasse der Hauptschule und in der Abschlußklasse eine 
Frau unterrichten soll» 

Deutsch: Bevorzugung von Lesestücken und Gedichten, die Mut­
ter und Kind zum Mittelpunkt haben, Lesebücher oder* Klassen= 
lesestoffe, die diesen Anforderungen entsprechen !•• '•-,. 

Damit solche Lesebücher gewährleistet werden, wird gefordert, 
daß Frauen in den Ressorts, denen die Approbation von Lehr-
und Lesebüchern unterliegt, mitarbeiten, 

Geschichte: starke Betonung der Kulturgeschichte: große Frau= 
en, die Geschichte machten«« Die Frauenbewegung«, 

f) Um Zeit für die neuen Unterrichtsziele zu gewinnen, wird an= 
geregt, andere Gegenstände zu kürzen, zcB# im Rechenunter = 
rieht die Algebra (20 Klassenzüge) und in Deutsch die Gramma= 
tik zurückzudrängen. 

Abschließend wird noch darauf hingewiesen, daß die Lehrerinnenbil= 
dungsanstalt diesen Anforderungen entsprechen muß, 

Es wird noch vorgeschlagen, die Handarbeit slehrerin zugleich mit der 
Handarbeitsausbildung auch für den Häusw irts chaftsunterrieht aus zu= 
bilden• 

Um die Mädchenschulen wirklich in Bildungsstätten für Mädchen und 
Frauen umzugestalten, ist es unbedingt notwendig, daß Frauen die 
Leiterinnen dieser Schulen sind; in gemischten Schulen ist unbedingt 
eine Frau"als,zweite vertretende Leiterin mit Mitspracherecht ein= 
zustellen* 

4) Im Lande ss chulrat eine Referent in für. Mädchenbildung und für 'je-
des BunaesTanä eine Inspektorin für Handarbeit, Außerdem noch eine 
hauptamtliche Referentin für den HausWirtschaftsunterrieht im Lan= 
desschulrat. 

Nicht besprochen wurden alle Fragen dos '9 0 Schuljahres». Dieses 9* 
Schuljahr muß'aber unbedingt allen Belangen der Mädchenbildung ge= 
öffnet werden. 



Arbeitsgruppe 9-

"Mädchenbildung in der Mittelschule»" 
Leiter und Berichterstatter: Prof. DrB Hilde 

Friedrich 

Derzeitige Lage: Die Frauenoberschule Ist der einzige Schultypus, 
dessen Bildungsziel in der Entfaltung der spezifisch weiblichen Anla= 
gen und Fertigkeiten besteht, wenn man von den Berufsschulen ab ~ 
sieht, 

Grundfrage; Soll auch in den übrigen Mittel. Schultypen die weibliche 
Eigenart berücksichtigt werden: im Sinne einer Trennung der Lehr = 
plane für Knaben- und MädchenmitteIschulen? Iterüber besteht keine 
e inhe i 111che Meinung, 
Einstimmiger Vorschlag: In den künftigen Lehrplönen und -büchern möge 
schon in der Lehrstoffauswahl die Interessenrichtung der beiden Ge= 
schlechter berücksichtigt werden* Folgende drei Stoffgebiete mögen 
in allen Mädchenmittelschulen in irgendeiner Form Aufnahme finden: 

1) Kochen und Hausarbeit'(Berücksichtigung der chemischen und physi= 
kaiischen Grundlagen)« 

2) Nähen und Basteln, 
3) Kinderpflege und Kindererziehung, 
Verschiedenheit der Meinungen herrscht über die Art des Einbaues die~ 
ser Fächer:, 
1) Sntrümpelung der bisherigen Lehrplane, um die drei genannten Ffi= 

eher auf alle 8 Klassen zu verteilen«, 
2) In 9 Mittelschuljahren könnte das 5» Jahr (parallel zum' 9* Pfiicbt= 

schuljähr) zu einem großen Teil den fraulichen Fächern gewidmet 
werden». 

3) Erwogen wird auch die Einführung einer ausschließlichen "Haus = 
wirts chaft swoche" je Schulj ahr• 

Ernste Bedenken werden gegen die Gefahr der Zersplitterung und Über= 
lastung vorgebracht, wenn die hauswirtschaftlichen Fächer einfach 
dem bisherigen Lehrplan beigefügt würden» 
Die endgültige Art der Durchführung der hauswirtschaftlichen Ausbil­
dung soll durch eine Enquete ermittelt werden. 

Ferner werden folgende Vorschlage' zur Verbesserung der Ersiehungs = 
situation an Madchenschulen gemacht: 
1) Grunds at z 11 c h sollen Mädchenschulen nur unter weiblicher Leitung 

stehen: in Knabenschulen mit Mädchenklassen soll ein weiblicher 
Vizedirektor eingesetzt werden, 

2) Die Lehrtätigkeit von Frauen mit eigenen Kindern wird vom fami= 
lienpädagogischen Standpunkt aus für besonders günstig erachtet». 

3) An Mädchen- wie Knabenschulen empfiehlt sich aus denselben Er = 
wägungen ein aus Frauen und Männern zusammengesetzter Lehrkörper, 

4) Der Unterrieht in Biologie, soweit er die heiklen Themen der Soma=: 
tologie berührt, soll in Mädchenklassen nur von weiblichen Lehr­
kräften erteilt werden, 



- 2 

5) Bezüglich der Frage der Koedukation wurde keine übereinstimmende 
Ansicht ersielt». 

6) ?m. Land, e s s chulr a t wie im Bundesministerium für Unterricht soll 
ein eigenes Referat für die weibliche Jugenderziehung; geschaffen 
werden, das grundsätzlich Frauen innehaben müßten» Ebenso sollen 
neben den männlichen weibliche Schulaufsichtsorgane und. Landes ~ 
jugendreferenten amtieren«, 

7) In die Ausbildung der Mittelschullehrer soll ein Referat über die 
Fragen der Mädchenbildung und Förderung familienfreundlicher Be= 
strebungen durch die Schule eingefügt werden», C'Z.B*.. Geschichte 
der Frauenbewegung, rechtliche Stellung der Frau, Hinweis auf 
spezifisch weibliche Lehrstoffgebiete, weibliche Psychologie usf. • 
könnten hier besonders behandelt werden») 
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Arbeitsgruppe 10 ..•'.,,. 

" Landfrausnb ild ungl1 

Leiter und Berichterstatter: Schulrat 
Lisbeth Kaiin 

Im Sinne der familienpolitischen Zielsetzung wollen wir vor allem 
jener Frauen im bäuerlichen Lebenskreis gedenken, die wie kaum ei= 
ne andere neben ihren Aufgaben als Mutter, Helferin des Mannes und 
Hausfrau,, beruflich überlastet sind »Dies gilt sowohl für die ßäu= 
erin als auch für die Landarbeiterin, Wir können ihnen ihre Laste'n 
nicht abnehmen, wohl aber durch zielgerechte Ausbildung und Bera = 
tung'versuchen, ihnen ihre verantwortungsvolle Stellung zu erlei.eh= 
tern. Unser Streben geht' dahin, den bäuerlichen Mädchen und Frauen 
Bildungswege zu eröffnen, die sie nicht nur, in fachlicher, sondern 
auch in seelisch-geistiger Hinsicht für ihre Aufgaben befähigt und 
stärkt „ 

I» Vorschläge für die Heranbildung: '< -

1) Einführung der Lehramtskandidaten zum' Verständnis und zur Ein = 
fühluhg in den bäuerlichen Lebenskreis in die Bauern- und Volks = 
Irande« Diese Einführung soll entweder unmittelbar in den Lehrplan 
für den Unterricht an den Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten 
eingebaut seir oder in einem mehrwöchigen Sonderlehrgang an den 
dafür geeigneten Volksbildurrgsstätten stattfinden». ' .:,, 

2) Die Fortbildung von'Mädchen und Frauen des bäuerlichen Lebens= 
kr eise s in den Fortbildung; s schulen von St» Martin und den Kursen 
der Kammer für Land- und Forstwirtschaft muß weiter entwickelt 
werden: " ' •' 

a) Stärkerer Einsatz von entsprechend ausgebildeten Lehrerinnen, für 
deren Aus- und Weiterbildung die Bereitstellung öffentlicher Mit— 
tel notwendig erscheint» "•; .' 

b) Nachdem die derzeit zur Verfügung stehenden Räume, einschließe 
lieh von Inventar und Lehrmitteln, als Bildungsstätten unzuläng= 
lieh sind, werden für ihre Ausgestaltung dringend Geldmittel be­
nötigt, wozu vor"allem die Gemeinde, das Land und der Bund her = 
anzuziehen wären. V ' 

3) Die Zahl der landwirtschaftlichen Haushaltungsschulen mit Inter­
nat wäre wesentlich zu erhöhen* In ihrer Ausgestaltung wäre noch mehr 
auf"bäuerlichen Lebensstil und bäuerliche Familienkultur Wert zu le­
gen«. Bei Erneuerung des Lehrplanes müßte man auch die körperliche 
Erziehung reformieren. Der Gymnastik sollte breiterer Spielraum ge­
geben werden, weil dadurch die Bewegungen verfeinert werden* Eigen-
schöpferische Spiele und kleine Tanzimprovisationen sollte man ein^ 
schalten«, 

4) Für den großen Aufgaben- und Arbeitsbereich einer landwirtschaft= 
liehen Haushaltungslehrerin stehen viel zu wenig ausgebildete Kräfte 
zur Verfügung, Es wäre daher dringend notwendig, für~die Ausbildung 
dieser Lehrerinnen Studienbeihilfen zu gewähren, wobei besonders be= 
gabte Mädchen aus dem Bauernstande zu berücksichtigen wären. 
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5) Die Weiterbildung der bereits vorhandenen Lehrkräfte auf allen 
einschlägigen Fachgebieten durch verschiedene Lehrgange ist drin = 
gend geboten» :>••' ; •< • 

II. Kilfe für die Bäuerin und Landarbeiterin: 

In den Bildungseinrichtungen für die selbständige Bäuerin und die 
Landarbeiterin soll nicht nur die fachliche, sondern auch die all= 
gemeine Standesbildung stärker berücksichtigt werden» 

1) Besonders wichtig wäre die Hebung des Gemeinschaftsgeistes, wo­
zu auch die Mit Wirkung,, der Geistlichkeit gewonnen •-werden soll» Man­
cher Arbeit sgang wäre: durch gemeinschaftliche .'Benützung von Maschi = 
nen und Räumen zeit- und kraftsparend- zu gestalten* Durch Benützung 
von Gemeinschaftsanlagen könnten auch finanzielle Ersparungen er = 
zielt werden,, .. ? ;-•:'-".'•, .--

2") Das Aufgabengebiet der Frau Im bäuerlichen Haushalt ist .ein 
außerordentlich vielseitiges. Es gehört ein umfassendes Wissen da= 
zu, um allen Frager/gerecht zu werden» 

Es wären verschiedene Kurzkurse einzuschalten:.Rote-Kreuz-Kurse, 
Erste Hilfe, Säuglingspflege* . •• 

3), Zur .Entlastung der Bäuerin und der Landarbeiterin sollen land-" 
und haüswirtschaftliehe Maschinen und Geräte zum Einsatz gelangen« 
•Es ist anzustreben,, daß diese Geräte von "einer Prüfungssteile eine 
Wertmarke bekommen und aus dem Überangebot die richtige Wahl ge =' 
troffen "werden kann*, H'iefür ist die Errichtung und der Ausbau ei­
ner, landwirtschaftlichen- Versuchsanstalt unbedingt notwendig. 

4) Um im Notfall den werdenden .Müttern oder kranken Leuten im Bau­
ernhaus beistehen zu können,, vor allem zur Entlastung der Bäuerin, 
ist die Einstellung von Dorfhelferinnen notwendig«, Es, wäre hie zu 
von der Gemeinde ein eigener Fonds zu schaffen,, daraus die Dorf = 
helferinnen fallweise entschädigt werden« Diese zusätzliche Arbeit 
könnte wiederum von Bauernmädchen geleistet werden,, die daheim nictit 
vollbeschäftigt sind,, durch diese Aufgaben aber an das Bauernhaus 
gebunden bleiben, -\ 

5) Um den Landfrauen entsprechende Arbeitser1eichterungen 'zeigen zu 
können, ihnen auch ein Vorbild zu schaffen,, wie 'Arbeitsstätten 
zweckentsprechend eingerichtet werden sollen und können, wären -ge­
bietsweise "Häuser der Bäuerin" zu schaffen,., an die Gerne ins chaf t s -
anlagen anzuschließen sind wie z.B. Wasch-, Brot—, Back- und Ge = 
frieranlagen * 

Wiehtig ist .es, bei männlichen Kursen- das Verständnis für die Be == 
lange der Frauen im Bauernhaus weiterhin zu fördern* Die Männer müs= 
sen sich darüber Gedanken machen, wie die Arbeitskraft der Bäuerin 
für ihre eigentliche Berufung als Frau und Mutter erhalten werden 
solle Dadurch würde ihr die Zeit bleiben, mit ihren Kindern die. spär= 
liehen freien Stunden im Heim entsprechend gestalten zu können«» 
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Arbeitsgruppe 11 
VI 

"Die sozialen,,, gewerblichen und industriellen Berufe der Frau" 

Leiter und Berichterstatter: Direktor Anna Stölzle 
Redaktion: ••••:•. 

Am Beginn.der Aussprache wurde die Frage gestellt, ob die Pflicht-
schule 'für "diese Berufe entsprechend' vorbereitet, 

1) Vor allem wird die Einführung eines 9* Schuljahres gefordert", das 

a) echte frauliche Bildungswerte'vermittelt und zum sozialen Den= 
ken erzieht und " . / 

b) dazu dient, einen tieferen Einblick in die weiblichen Berufs= 
möglichkeiten zu gewinnen, :;':v • 

Wir sind der Ansicht,, da£ eine BerufsentScheidung mit 14 Jahren 
noch nicht getroffen werden kann und .daß sogar der Abschluß des 9» 
Schuljahres dazu noch nicht befähigt« Als V/unschziel wird eine Lern= 
pflicht bis zuör 17» Lebensjahr etwa angestrebte 

Die sozialen Berufe. ..fordern mit Ausnahme der Kindergärtnerin alle 
ein Mindestalter von 18 Jahren* Bei diesen'Berufen ergeben sich 
nach dem 9o Schuljahr noch 3 Überbrückungsjähre, 

•Zur Durchführung dieser tlberbrückungszeit sind, da neu zu.schaff'en= 
de Einrichtungen wirtschaftlich nicht tragbar sind, alle bestehen = 
den dazu verwendbaren Institutionen, wie die Vorschulen der Caritas, 
Jugend am Werk,- Lehrgänge des Volksbildungs.heimes St, "Martin sowie 
das evangelische Fortbildungswerk u*.a,, heranzuziehen„ 

Bei der Landbevölkerung wäre zu überlegen, 'daß diese schon auf die 
Mithilfe der Kinder wartet und daher das % Schuljahr ablehnen 
dürfte. Dieses könnte allenfalls in 2 V/interl'ehrgängen durchge r-
führt werden, 

-Durch" die lange tlberbrückungszeit sind die sozialen Berufe dem v/irt = 
/schaftlieh schwächeren Kreisen 'schwer zugänglich; deshalb wird be' -
antragt, die gesetzliche Ausbildungsheihilfe der Lehrlinge auch für 
die Ausbildung oder zumindest für die Überbrückung'bereitzustellen. 
Für die sozialen Mangelberufe müßten überdies Land,"Bund.und Gemein­
den - ausreichender als heute - Lernbeihiifen geben« ' , •' 

In diesem Zusammenhange wurde auch der soziale Charakter des Berufes 
der Hausgehilfin festgestellt. 

Da nur die berufstätige Frau und eine verschwindend kleine-Zahl von 
gehobenen Haushalten"heute noch Hausgehilfinnen beschäftigen können, 
sind wir der Ansicht, daß Mädchen unter i? Jahren nicht als volle 
Arbeitskräfte beschäftigt werden sollten«. Bis zu diesem Alter hätten 
sie- Gelegenheit, in den genannten Werken oder Vorschulen eine zwei= 
jährige Ausbildung durchzumachen, die mit einem Zeugnis abgeschlos s 

sen wird und ihnen das Recht gibt, sich "geprüfte Haushälterin" zu 
nennen,: da sie meistens nicht als Gehilfin neben der Hausfrau, son= 
dem selbständig tätig sein muß, 

Berufe, wie z«B* die von der Stadt gemeinde Graz und der Caritas be = 
schäft igten F ami1i enheIf er innen, könnten für solche geprüfte Kaus= 
hälterinnen eine Aufstiegsmöglichkeit darstellen; ebenso wäre ihre 
Verwendung in Heimen und Anstalten,, jedoch unter Leitung einer 



geschulten Wirtschaftsieiterin, in Betracht zu ziehen* 

Um eine der größten Schwierigkeiten im Haushaltsberuf zu überwinden, 
müßte die Möglichkeit geschaffen werden, daß die Haushälterinnen 
abends den Dienstplatz verlassen und in Heimen oder "Privatwohnungen 
Gelegenheit haben, ein persönliches Leben zu führen. 

Da die Unterbringung älterer Arbeitskräfte häufig sehr schwierig 
ist, wird der Vorschlag gemacht, in UmSchulungskursen der Arbeits= 
ämter solche Frauen für den Einsatz in familiären Notständen heran= 
zubilden«, V >;' j • 

Gewerbliche und industrielle Berufe: 

Es wurde der große Mangel ' an Lehrplätzen ( 25 % für die ausgeschulte, 
we ib 1 i che J ug e nd) b e kl agt 2 

Hinsichtlich der Berufsschule sind schwere Mängel festzustellen* 
Sie vermittelt nur"Berufsfachausbildung und tut nichts zur Bildung 
der Persönlichkeit. Die Gewerbeordnung von 1859 müßte durch ein 
neues Berufsausbildungsgesetz, abgelöst werden, "in dem die Bildungs-
aufgabe der Berufsschule besonders betont wird» 

Es müßte ein Zustand angestrebt'werden, der keine Berufe ohne; Anlern­
zeit duldet. Für die heutigen Hilf sarbeit er innen wäre eine ein.jäh ~ 
rige Berufsausbildung, ähnlich dem Beispiel Belgiens ( 1/2 Tag Fa= 
briksarbeit, T/2 Tag Schule, Kochen,. Nähen, Kinderpflege usw*) ge = 
setzlich vorzuschreiben. 

Es wären dies V/erksschulen für Mädchen, 

Die Lehrbetriebe müßten exakter geführt und von der Berufsschule 
die ohnehin vorgeschriebenen Tagebücher aus dem Lehrbetrieb in re= 
gelmäßigen Abständen - schon vom ersten Jahre, an — überprüft v/er = 
den». Es wäre zu überlegen, bei gewerblichen Lehrlingen eine Zwischen^ 
Prüfung nach dem ersten Jahr einzuführen, weil es nicht sozial ist,. 
erst nach drei Jahren festzustellen, daß diese Jahre dem Jugendlichen' 
verloren sind, weil der Lehrbetrieb versagt hat», . 

Die Arbeitsinspektorate wären aufzufordern, die Gastbetriebe, welche 
Jugendliche - oft nicht als Lehrlinge, sondern als ungemeldete An = 
lernlinge - beschäftigen,, strenger zu überwachen, wobei festgestellt 
te Übertretungen des JugendSchutzgesetzes streng geahndet werden 
sollen, 

Außerdem wäre es wünschenswert, den Eintritt in solche Aide mposten 
der Fremdenverkehrsbetriebe nicht vor dem 17»- Lebensjahre zu ge = 
statten, 

Es wurde festgestellt, daß die sexuelle Gefährdung in gewerblichen 
und industriellen, besonders aber in den Fremdenverkehrsbetrieben 
sehr groß ist, Ss wäre in der Erziehung der Mädchen zwischen 15 und 
17 Jahren besonders auf die sexualpädagogischen. Probleme zu achten 
und für eine ausreichende Aufklärung dieser Kinder zu sorgen. 



Arbeitsgruppe 12 

"Die Frau in der Erwachsenenbildung" 

Leiter und Berichterstatter: Dr. Judith Janoska « Bendl 

In der Gruppe wurde sofort Einstimmigkeit darüber erzielt.• daß die 
Erwachsenenbildung, dji, eine v/eitere Bildung der Persönlichkeit 
nach abgeschlossener Schulbildung-, für die Frau von größter Bedeu­
tung sei, und zwar ohne Unterschied, ob es. sich um die Hausfrau 
oder die Berufstätige, um die .Familienmutter oder die alleinstehende 
Frau handle. Dem. Thema der Tagung gemäß beschränkte man sich Jedoch 
hauptsächlich auf die Hausfrau und Mutter, Hier sind es vor allem 
vier Momente, die eine weitere Bildung notwendig machen: 

1 ) Die Aufgäbe der Frau als Erzieherin ihrer Kinder*, 
2) als beseelender und wärmespendender Mittelpunkt der Familie;' 
3) die für ein gedeihliches Familienleben notwendige geistige Ver­

ständigung mit dem Mann; 
4) die für jeden Menschen notwendige Bildung der eigenen Person — ' 

lichkeit, 

Als' Möglichkeit der Erwachsenenbildung für die Frau wurden genannt: 

An erster. Stelle die Presse .(besonders Frauenzeitungen) und der 
Rundfunk, die in ihrer bildenden Funktion noch sehr verbesserungsbe= 
dürftig seien; die Rundfunksendungen für die Frau sollten in. Bezug 
auf Thema und Zeit durch Presse und andere Institutionen deutlicher 
bekanntgemacht werden. 

Zweitens die Kurse und Vorträge an den Volksnochschulen? von denen 
die Heimvolkshochschulen (Volksbildungsheime) der sehr persönli = 
chen Veranlagung der Frau besser angepaßt seien als die AbendvQllcs= 
hoch schulen», Besonders für die Frau auf dem Lande sei das Bildung s = 
heim die weitaus bessere Möglichkeit} und die-wenigen Heime dieser 
Art, die in Österreich schon vorhanden sind, hätten bereits schöne 
Erfolge erzielt0 In der Stadt müsse man sich jedoch wenigstens vor= .. 
läufig mit der Abendvolkshochschule als Notbehelf begnügen. Hier 
bestünde die Möglichkeit, der Frau eine Lebenshilfe insofern zu ge= 
ben, als man ihr hilft, ihre beruflichen Fähigkeiten (wozu auch die 
haus w irt a chaf 11 i che n zu z ähl en se i en) zu v ervo llkominnen..' Dar üb er 
hinaus könne-man jedoch von rein praktischen Kursen ausgehend eine 
tiefergehende, persönlichkeitsfordernde Bildung'der Frau erzielen. 

Für die in größeren Betrieben arbeitende Hausfrau könnte die teil= 
weise schon bestehende Kurstätigkeit noch erweitert v/erden. Als 
Themen, die die Frau in Familie und Gesellschaft besonders betreff 
fen, wurden vorgeschlagen: 

Die Frau als Konsurre nt in 
Die Frau als Erzieherin 
Kochkunst - Leibespflege - angewandte Volkswirtschaft 
Einfluß der Frau auf Export und Import 
Die Frau in der Volkswirtschaft 
Die gesellschaftliche Stellung der Frau 
Technik und Haushalt 
Textilkunde - Textilbehandlung 
Kleine Krankenpflege > 
Richtige Ernährung 
Erstellung eines Haushaltsvoranschlages 
(Diese Vorschläge wurden im einzelnen in der Gruppe nicht diskutiert*) 
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Als bereits bestehender günstiger Ansatz zur Bildung der Frau 
auf dem Gebiete der Pädagogik und Psychologie wurde die Bitern -
schule genannt; Es sei empfehlenswert, diese Einrichtung noch wei­
tet1 auszubauen, besonders auf dem Lande, und eventuell nicht nur in 
Form von 'Vorträgen, sondern auch in Form von kleinen Arbeitsgemein­
schaften durchzuführen* •• •""' 

Für die Förderung des Verständnisses der Frau für die Arbeit des 
Mannes sei es wichtig, die Frau mit den Berufssorgen des. Mannes an 
Ort und Stelle, also z.B» durch Betriebsbesiehtigungen, bekarmtzu= 
machen * ('In manchen Betrieben würden solche Betriebsbesichtigungen 
bereits mit Erfolg durchgeführt») Auch solle man die Frau .so weit 
als möglich an den gesellschaftlichen Veranstaltungen, des Betriebes 
teilnehmen lassen. ' • ..'; \ ';'.-

Wo eine'."geistige Teilnahme der Frau am 'Beruf des Mannes•• nicht mög= 
lieh ist (etwa im Falle des Berufsgeheimnisses oder einer zu schwie= 
ri.gen wissenschaftlichen Tätigkeit)-, könne ein gemeinsames, Stecken­
pferd (z.B< Schach) die Festigung der Familie fördern« 

Eines der wichtigsten Bildungsmittel der Frau sei'das Buch, zu dem 
ihr der Weg in vielen Fallen noch nicht geöffnet sei«. Am günstig= 
sten sei es, wenn alle Familienmitglieder in Form des Vorlesens, an ,-, 
der Lektüre teilnehmen, ' " ' . 

Als Wege, die Erwachsenenbildung an die Frau heranzutragen,-wurden 
empfohlen: , . , .: . 

1) eine stärkere Inanspruchnahme moderner Propagandamittel, beson= 
ders von Presse und Rundfunk für volksbildnerische Veränstal = 
tungen; ,• 

2) Verpflichtung lediger Frauen, sich während der Zeit der Arbeits^ 
losigkeit weiterzubilden, ebenso 'Bildungstätigkeit in den Heimen < 
für Hausgehilfinnen zu entfalten^. '(Dieser Vorschlag wurde nicht 
diskutiert») 

3) die Förderung kleinerer örtlicher Gemeinschaften, wie sie teil­
weise im Anschluß an die .Kirche bereits bestehen» 

Das Problem, eine genügende Anzahl geeigneter Volksbildner zu fin= 
den, wurde betont, jedoch keine Einigung darüber erzielt, ob es 
günstiger, .sei, sich, auf solche Volksbildner zu beschränken, die 
trotz bescheidener finanzieller Lage ihre Freizeit der Erwachsenen^ 
bildung opfern, oder ob es erstrebenswert sei, hauptberufliche Voiks= 
bildner in größerem Ausmaß heranzubilden«, * . : 



F a c h w o r t 

Aus einer Rundfunkrede des Volksbildungsreferenten. 

Die zweite familiehpolitische Tagung in St. Martin, auf der es um die 
Probleme der Frau in der modernen Gesellschaft ging, ist vorüber. 
Über zweihundert Teilnehmer verschiedener Berufe, Parteien und Welt­
anschauungen haben gemeinsam gewissenhafte Arbeit geleistet» Rund­
funk und Presse berichteten vom Verlauf und von den Ergebnissen. Diese 
werden noch Gegenstand ausführlicher Untersuchungen und Debatten in 
den Parteien, Gewerkschaften, Kammern und Verbänden sein, Die Berichte, 
die am Ende der 'Tagung von den Gruppenleitern dem Plenum vorgelegt 
wurden, werden noch im Juli vervielfältigt werden und im Büro des 
Voiksbildungsreferenten zu beziehen sein, Der Gesamtbericht über die 
Tagung mit den einzelnen Referaten, die auf Band aufgenommen wurden, 
wird im Kerbst vorliegen. 

Erlauben Sie dem Veranstalter ein abschließendes Urteil über den Er­
folg der Tagung, Sie werden sich wundern, daß ich ihn zunächst nicht 
im Bereich des Thematischen der Tagung erblicke: Ich gewann das Urteil 
aus verschiedenen Gesprächen während der Tagung und aus dem Dankwort 
eines Teilnehmers, der es im Namen seiner Fraktion aussprach: 

Menschen verschiedener Richtungen und Parteiungen, und zwar nicht 
kleine, harmlose, unbedeutende Leute, nicht unverbesserliche Ideali­
sten, die in ihrer Partei nichts zu reden haben, sondern Funktionäre, 
Politiker, Experten haben erkannt, daß solche gemeinsame Gespräche 
notwendig und fruchtbar sind; daß das Gemeinsame stärker sein kann als 
das Trennende, das deshalb eine so vorherrschende Stellung in unserem 
Verhalten einnimmt, weil wir uns künstlich abschließen, wie auf einer 
Insel leben und einander nicht kennen, es auch nicht versuchen, ein­
ander kennen zu lernen, ja die Entdeckung fürchten, wir könnten von­
einander falsche, ja gespenstische Vorstellungen haben* 

Mir wurde in St, Martin ein Satz aus der Rede des Dichters Franz Werfel 
bestätigt, die er, knapp bevor der Nationalsozialismus zur Herrschaft 
kam, in großen und kleinen Städten Deutschlands gehalten hatte; "Die 
wahre Entscheidung liegt nicht zwischen rechts und links, sondern zwi-' 
sehen oben und unten." Die Tagung in St. Martin hat es w7ieder bewiesen, 
daß es um die vertikale Entscheidung, also um die Auseinandersetzung 
zwischen den oberen und unteren, den aufbauenden und zerstörenden Kräf­
ten geht, und daß diese Unterscheidung mitten durch uns hindurchgeht, 
gleich, welcher Partei oder Konfession wir angehören. Die vergangene 
Tagung war ein Schritt weiter in dieser Erkenntnis« Daher wird sie 
auch in sachlichen Ergebnissen fruchtbar werden. 

Herausgeber, Eigentümer und Verleger; Bundessta&tlichcr Voiksbildungs­
ref erent für Steiermark. Schriftleiter: Professor Frans M« KapfHammer 
und Josef Georg Kolli. - Vervielfältigung im Büro des Volksbildungs­
referenten. - Alle Graz, Joanneumring 11/11, Ruf 79-23. 
Jährlich erscheinen zehn Hummern, - Jahresbezug zwölf Schilling. 
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